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Einleitung 

Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl, eine Fundamentalnonn der mo-
demen, egalitären Demokratie, ist der Schlüssel zur Lösung der meisten 
Problemstellungen auf dem Gebiet des Wahlrechts. Das gilt besonders für 
den schwierigen und seit alters her umstrittenen Bereich der Gestaltung des 
Wahlsystems. 

"Allein man darf auch nicht darüber im Unklaren bleiben, worin denn die 
Gleichheit und worin die Ungleichheit der Personen zu bestehen habe, denn 
darin liegt gerade die Streitfrage und eine Notwendigkeit zur Forschung auf 
dem Gebiete der politischen Philosophie"l. Trotz der nunmehr in der Neu-
zeit schon über 200 Jahre währenden politischen und juristischen Kämpfe 
um das "gleiche" Wahlrecht und der beträchtlichen Fülle an Literatur ist der 
dogmatische Kern der Wahlgleichheit nach wie vor unklar und kaum subsu-
mierbar. Grund dafür ist wohl vor allem die politische Brisanz des Themas; 
bildet doch die Zusammensetzung des Parlaments in jeder funktionierenden 
Demokratie die wichtigste Grundlage der Machtverteilung im Staate. Dar-
über hinaus kommt in der Art und Weise der Beteiligung der Bürger an der 
Wahl in besonderem Maße das politische Selbstverständnis einer Gesell-
schaft zum Ausdruck. Aus diesem letzgenannten Grunde läßt bereits Aristo-
teles der Problematik der politischen Gleichheit große Sorgfalt angedeihen 
und empfiehlt sie den Staats wissenschaften zur weiteren Durchdringung. 

Den Anlaß zur vorliegenden, erneuten Untersuchung der Wahlgleichheit 
bildet die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 10. 4. 1997 zur 
Frage der Überhangmandate. Die Entscheidung beruht auf einem "Unent-
schieden" zwischen zwei gleichstarken Richtergruppen, die zwei vollstän-
dige Begründungen mit diametral entgegengesetzten Ausgangspunkten und 
Ergebnissen abliefern - ein seltener, wenn nicht einzigartiger Vorgang in 
der Geschichte des Gerichts. Deutlicher kann der tiefgreifende Dissens zwi-
schen zwei "Lagern", die sich beim Verständnis der Wahlgleichheit heraus-
gebildet haben, nicht werden. 

Die Argumentation beider Seiten scheint sich heute in einer Sackgasse zu 
befinden, jeglicher Ansatz für einen Komprorniß oder gar ein gegenseitiges 
Überzeugen scheint zu fehlen. Zu unterschiedlich ist das Verständnis der 
Begriffe. 

I Aristoteles, Politik, 1282 b. 
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Ziel dieser Untersuchung ist es, die Ursachen der gegenwärtigen Lage zu 
erforschen und auf der Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse die Struk-
tur der Wahlgleichheit neu zu beleuchten. Sie gliedert sich folglich in einen 
ersten, historischen Teil, in dem die Entwicklung der Wahl gleichheit durch 
die Jahrhunderte analysiert werden soll, und einen zweiten, systematischen 
Teil, in dem die Erkenntnisse gleichsam neu zusammengesetzt werden. Da-
bei soll - soweit ersichtlich erstmals in Deutschland seit 1945 - versucht 
werden, die bisher ausschließlich im Kontext der Wahl erörterten Fragen in 
den erweiterten Zusammenhang der allgemeinen Dogmatik der Gleichheits-
sätze zu stellen. Das ist möglich, weil diese Dogmatik selbst, viel später als 
diejenige der Freiheitsgrundrechte, heute in der staatsrechtlichen Auseinan-
dersetzung eine gewisse Struktur gewonnen hat, die ihr lange Zeit gefehlt 
hat. Die Verbindung von dogmengeschichtlicher und systematischer Be-
trachtung kann Inhalt und Struktur der Wahlgleichheit in neuem Licht er-
scheinen lassen und möglicherweise dazu beitragen, die verkrusteten Denk-
muster aufzubrechen. 

Die historische Untersuchung befaßt sich mit der Darstellung und Be-
gründung der Wahl gleichheit in Wissenschaft und Politik. Dabei geht es 
mehr um die Erfassung von dogmatischen Aussagen als um die Dokumen-
tation von wahlrechtlichen Einzelfragen und -regelungen. Diese werden nur 
dann und insoweit dargestellt, als an ihrer Behandlung die theoretischen 
Hintergründe der einzelnen Autoren und Redner deutlich werden. Ganz be-
sonders ist das der Fall bei der Frage des richtigen, des zulässigen Wahlsy-
stems, eine Frage, die zu allen Zeiten der am heftigsten diskutierte Aspekt 
der Wahlgleichheit gewesen ist. Die Untersuchung der Wahlgleichheit ist 
deshalb notwendig zugleich eine Untersuchung der verschiedenen Wahl-
systeme. 

Entsprechendes gilt für den systematischen Teil, auch hier geht es nicht 
um die Darstellung einzelner Probleme - insoweit sei auf die umfangliehe 
Kommentarliteratur verwiesen. Es sollen lediglich die maßgeblichen Eck-
punkte für die Lösung einiger wichtiger Streitfragen aus der Sicht des hier 
zu entwickelnden Ansatzes aufgezeigt werden. Besondere Bedeutung hat 
auch hier das Verhältnis von Wahlgleichheit und Wahlsystem. Ziel des sy-
stematischen Teils ist es, einen "allgemeinen Teil" für die Wahlgleichheit 
zu entwickeln, also Argumentationslinien zu finden, die nicht jeweils auf 
eine bestimmte Konstellation und ein bestimmtes Problem zugeschnitten 
beziehungsweise verengt sind. 

Berücksichtigt ist Literatur bis Mitte 2001. Die Darstellung der histori-
schen Entwicklung stützt sich auf eine Reihe von zeitgenössischen und mo-
demen Abhandlungen zur - politischen - Wahlrechts geschichte, die in allen 
Teilen als sehr weitgehend erforscht bezeichnet werden kann. Unmittelbares 
Studium der Quellen war deshalb weitgehend entbehrlich. Systematische 
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Darstellungen der Wahlgleichheit fehlen dagegen fast völlig, das Problem 
wurde und wird fast immer inzidenter bei der Beschäftigung mit einer Ein-
zelfrage mitbehandelt. Die einzige Ausnahme ist die Schrift von Hans 
Meyer "Wahlsystem und Verfassungsordnung" von 1974, die aber auch kei-
nen ausführlicheren dogmengeschichtlichen Teil enthält. 

Auf die Grundlagen der Darstellung und die zentralen dogmatischen 
Werke wird jeweils zu Beginn der Kapitel hingewiesen. Die Ergebnisse des 
zweiten Teils sind thesenförmig jeweils am Kapitelende zusammengefaßt. 
Im ersten Teil dagegen gibt es keine Ergebnisse im eigentlichen Sinne; je-
der Abschnitt der Entwicklung wird in einer abschließenden Betrachtung 
zuammenfassend gewürdigt und in den größeren Zusammenhang eingeord-
net, ohne bereits die argumentative Auseinandersetzung zu suchen: Diejeni-
gen Gedanken, welche die Zeiten überdauert haben und noch heute leben-
dig sind, werden im systematischen Zusammenhang auf ihre Stichhaltigkeit 
hin untersucht. Die anderen haben als historische Fakten ihre Wirksamkeit 
unabänderlich entfaltet, sie sind weder der diskursiven Kritik fähig noch 
bedarf es einer solchen zur Lösung der anstehenden Probleme. 
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